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Einkommensteuer . Geschenke an Geschäftsfreunde als Betriebsausgaben 
 
Kleine Geschenke sind gerade in der (Vor-)Weihnachtszeit ein beliebtes Mittel, um Kunden zu binden 
und die Beziehung zu Geschäftsfreunden persönlicher zu gestalten. Damit Geschenke als Betriebs-
ausgaben abzugsfähig sind, müssen die Aufwendungen einzeln und getrennt von den sonstigen 
Betriebsausgaben aufgezeichnet werden. Zudem ist eine Wertgrenze zu beachten.  
 
Geschenke sind nur bis zu € 35,00 pro Wirtschaftsjahr und Empfänger als Betriebsausgaben abzieh-
bar. Dabei handelt es sich um eine Freigrenze. 
 
Beispiel 
 
Das Unternehmen U schenkt seinem Kunden A im April 2019 eine Flasche Wein im Wert von € 25,00. 
Sofern die Aufzeichnungspflichten erfüllt sind, sind die Aufwendungen als Betriebsausgaben abzugs-
fähig.  
 
Schenkt U dem A nun zu Weihnachten 2019 erneut eine Flasche Wein (Wert = € 20,00), sind beide 
Geschenke für das Jahr 2019 nicht als Betriebsausgaben abzugsfähig, da die 35-€-Grenze in Summe 
überschritten wird. 
 
Ist die Wertgrenze als Brutto- oder als Nettowert zu verstehen? Hier kommt es darauf an, ob der 
schenkende Unternehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist. 
 
Beispiel 
 
U schenkt seinem Kunden B im Dezember einen Geschenkkorb im Wert von € 37,00 (brutto). Weitere 
Geschenke erhält B von U in 2019 nicht.  
 
Ist U zum Vorsteuerabzug berechtigt, sind die Kosten steuerlich abzugsfähig. Denn hier zählt der 
Nettowert in Höhe von € 31,09 (37/1,19). 
 
Ist der Vorsteuerabzug ausgeschlossen, zählt der Bruttowert – und die Aufwendungen sind nicht 
abziehbar. 
 
 
Einkommensteuer . Grundstücksenteignung ist kein privates Veräußerungsgeschäft  
 
Private Veräußerungsgeschäfte mit Grundstücken, bei denen der Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt, unterliegen der Besteuerung. Da der Eigentums-
verlust durch Enteignung aber keine Veräußerung ist, so der BFH in seinem Urteil vom 23. Juli 2019, 
ist ein etwaiger Gewinn nicht zu versteuern.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Der Steuerpflichtige A hatte an einem unbebauten Grundstück in 2005 einen zusätzlichen Miteigen-
tumsanteil per Zwangsversteigerung erworben. So wurde er zum Alleineigentümer. Drei Jahre später 
erließ die Stadt einen Sonderungsbescheid nach dem Bodensonderungsgesetz, wodurch das Eigen-
tum auf die Stadt überging. Hierfür erhielt der A eine Entschädigung. 
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Hinsichtlich des in der Zwangsversteigerung erworbenen Anteils nahm das Finanzamt ein Ver-
äußerungsgeschäft an und setzte Einkommensteuer fest. 
 
Der BFH hat eine andere Sichtweise: Die Begriffe „Anschaffung“ und „Veräußerung“ erfassen entgelt-
liche Erwerbs- und Übertragungsvorgänge, die wesentlich vom Willen des Steuerpflichtigen ab-
hängen. An einer willentlichen Übertragung auf eine andere Person fehlt es aber, wenn – wie bei einer 
Enteignung – der Verlust des Eigentums am Grundstück ohne maßgeblichen Einfluss des Steuer-
pflichtigen (und ggf. auch gegen seinen Willen) stattfindet. 
 
 
Abgeltungsteuer . Stückzinsen nach Einführung der Abgeltungsteuer steuerpflichtig 
 
Stückzinsen sind das vom Erwerber an den Veräußerer der Kapitalforderung gezahlte Entgelt für die 
auf den Zeitraum bis zur Veräußerung entfallenden Zinsen des laufenden Zinszahlungszeitraums.  
 
Nach Einführung der Abgeltungsteuer war strittig, ob Stückzinsen in bestimmten Fällen steuerfrei 
vereinnahmt werden können. Denn sofern festverzinsliche Wertpapiere vor dem 01. Januar 2009 
angeschafft und außerhalb der Spekulationsfrist veräußert wurden, ergab sich bei der Besteuerung 
von Stückzinsen eine gesetzliche Regelungslücke. Dementsprechend wurde zumindest teilweise die 
Meinung vertreten, dass Stückzinsen in diesen Fällen nicht der Besteuerung unterliegen. 
 
Der BFH musste nun aktuell entscheiden, ob die durch das Jahressteuergesetz 2010 vorgenommene 
Ergänzung – Stückzinsen sind in jedem Fall steuerpflichtig – nur klarstellenden Charakter hat oder ob 
es sich vielmehr um einen (unzulässigen) rückwirkenden Tatbestand handelt. 
 
Der BFH ordnet gem. Urteil vom 07. Mai 2019 Stückzinsen, die nach dem 31. Dezember 2008 
zufließen, als Teil des Gewinns aus der Veräußerung einer Kapitalforderung ein. Die Ergänzung durch 
das Jahressteuergesetz 2010 führt nicht zu einer verfassungsrechtlich unzulässigen unechten Rück-
wirkung. Die Regelung hat nur deklaratorische Bedeutung, da Stückzinsen unabhängig davon, wann 
die veräußerte Kapitalforderung erworben wurde, stets der Besteuerung unterlagen. 
 
 
Lohnsteuer . Unbelegte Brötchen mit einem Heißgetränk sind kein steuerlich 
relevantes Frühstück  
 
Stellt der Arbeitgeber unbelegte Backwaren wie Brötchen und Rosinenbrot nebst Heißgetränken zum 
sofortigen Verzehr im Betrieb bereit, handelt es sich bei diesen Vorteilen grundsätzlich nicht um 
Arbeitslohn, sondern um nicht steuerbare Aufmerksamkeiten. Dies hat der BFH am 03. Juli 2019 
entschieden.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Arbeitgeber hatte seinen Angestellten arbeitstäglich verschiedene Brötchensorten (unbelegt) in 
einem Brötchenkorb sowie Heißgetränke aus einem Getränkeautomaten unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt. Aufstrich oder sonstiger Belag wurden nicht gestellt, sondern nur die trockenen Brotwaren. 
Das Finanzamt sah hierin eine unentgeltliche Zurverfügungstellung einer Mahlzeit in Form eines 
Frühstücks, das mit dem amtlichen Sachbezugswert je Mitarbeiter und Arbeitstag zu besteuern sei 
(kalendertäglicher Wert in 2019: € 1,77). Doch das sah der BFH anders. 
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Arbeitslohn liegt grundsätzlich vor, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Mahlzeit (wie ein 
Frühstück, Mittagessen oder Abendessen) unentgeltlich oder verbilligt zur Verfügung stellt. Davon 
abzugrenzen sind aber nicht steuerbare Aufmerksamkeiten, die nur der Ausgestaltung des Arbeits-
platzes und der Schaffung günstiger betrieblicher Arbeitsbedingungen dienen und denen daher keine 
Entlohnungsfunktion zukommt. 
 
Im Streitfall handelte es sich bei den Lebensmitteln nicht um Arbeitslohn in Form kostenloser Mahl-
zeiten, sondern um nicht steuerbare Aufmerksamkeiten. Unbelegte Brötchen sind auch in Kombi-
nation mit einem Heißgetränk kein Frühstück im Sinne der Sozialversicherungsentgeltverordnung.  
 
Selbst für ein einfaches Frühstück muss jedenfalls noch ein Aufstrich oder ein Belag hinzutreten. Die 
Überlassung der Backwaren nebst Heißgetränken diente daher lediglich der Ausgestaltung des 
Arbeitsplatzes und der Schaffung günstiger betrieblicher Arbeitsbedingungen. 
 
 
Lohnsteuer . Verwaltung äußert sich zur Steuerfreiheit von Jobtickets und Fahrt-
kostenzuschüssen 
 
Seit dem 01. Januar 2019 sind Arbeitgeberleistungen für bestimmte Fahrten mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln im Linienverkehr sowie für Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr steuerfrei. Die gesetz-
liche Neuerung hat aber Fragen aufgeworfen, sodass sich das Bundesfinanzministerium nun in einem 
15 Seiten starken Schreiben zu dem Umfang der Steuerbefreiung geäußert hat. Nachfolgend möchten 
wir Sie über einige wichtige Punkte informieren.  
 
Begünstigte Leistungen des Arbeitgebers 
 
Unter die Steuerbefreiung des § 3 Nr. 15 EStG fallen Arbeitgeberleistungen in Form von unentgelt-
lichen oder verbilligt überlassenen Fahrberechtigungen (Sachbezüge) sowie Zuschüsse (Barlohn) des 
Arbeitgebers zu den von den Arbeitnehmern selbst erworbenen Fahrberechtigungen. Begünstigt sind 
insbesondere: 
 

Ø Fahrberechtigungen in Form von Einzel-/Mehrfahrtenfahrscheinen,  
Ø Zeitkarten (z. B. Monats-, Jahrestickets, Bahncard 100),  
Ø allgemeine Freifahrberechtigungen, 
Ø Freifahrberechtigungen für bestimmte Tage (z. B. bei Smogalarm), 
Ø Ermäßigungskarten (z. B. Bahncard 25). 

 
Umfasst die Fahrberechtigung die Mitnahme von anderen Personen oder ist die Fahrberechtigung auf 
andere Personen übertragbar, schließt dies die Steuerbefreiung nicht von vornherein aus. 
 
Tipp: Die Steuerfreiheit gilt nur für Arbeitgeberleistungen, die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 

Arbeitslohn erbracht werden. Eine mittels Gehaltsumwandlung erbrachte Leistung fällt somit 
nicht unter die Steuerbefreiung.  

 
Beim Umfang der Steuerbefreiung ist zwischen den Fahrten des Arbeitnehmers im Personenfern-
verkehr und -nahverkehr zu unterscheiden. 
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Fahrten im Personenfernverkehr 
 
Zu den begünstigten öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr („Personenfernverkehr“) gehören: 
 

Ø Fernzüge der Deutschen Bahn (ICE, IC, EC), Fernbusse auf festgelegten Linien oder Routen 
und mit festgelegten Haltepunkten, 

Ø vergleichbare Hochgeschwindigkeitszüge und schnellfahrende Fernzüge anderer Anbieter 
(z. B. TGV, Thalys). 

 
Arbeitgeberleistungen, die zur Nutzung des Personenfernverkehrs berechtigen, sind steuerfrei, soweit 
sie auf Fahrten  
 

Ø zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte, 
Ø zu einem Sammelpunkt oder  
Ø einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet entfallen (im Folgenden vereinfacht bzw. zusammen-

fassend als Strecke Wohnung / Tätigkeitsstätte bezeichnet).  
 
Privatfahrten im Personenfernverkehr sind hingegen nicht begünstigt. 
 
Gilt die Fahrkarte nur für die Strecke Wohnung / Tätigkeitsstätte, ist die tatsächliche Nutzung der 
Fahrberechtigung auch zu privaten Fahrten (z. B. am Wochenende) dann aber unbeachtlich. 
 
Geht die Fahrberechtigung für den Personenfernverkehr über die Strecke Wohnung / Tätigkeitsstätte 
hinaus, ist als Wert der Arbeitgeberleistung der reguläre Verkaufspreis einer Fahrberechtigung für die 
Strecke Wohnung / Tätigkeitsstätte anzusetzen. 
 
Tipp: Die Steuerfreiheit für Fahrten im Personenfernverkehr kommt nur in Betracht für Arbeitnehmer 

in einem aktiven Beschäftigungsverhältnis sowie für die beim Entleiher beschäftigten Leih-
arbeitnehmer.  

 
Fahrten im Personennahverkehr 
 
Zum öffentlichen Personennahverkehr gehört die allgemein zugängliche Beförderung von Personen 
im Linienverkehr, die überwiegend dazu bestimmt ist, die Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder 
Regionalverkehr zu befriedigen. Als öffentlicher Personennahverkehr gelten alle öffentlichen 
Verkehrsmittel, die nicht Personenfernverkehr sind.  
 
Generell nicht von § 3 Nr. 15 EStG erfasst werden insbesondere: 
 

Ø für konkrete Anlässe speziell gemietete bzw. gecharterte Busse oder Bahnen, 
Ø Taxen im Gelegenheitsverkehr, die nicht auf konzessionierten Linien oder Routen fahren, 
Ø Luftverkehr. 

 
Aber: Soweit Taxen ausnahmsweise im Linienverkehr nach Maßgabe der genehmigten Nahverkehrs-
pläne eingesetzt werden (z. B. zur Verdichtung, Ergänzung oder zum Ersatz anderer öffentlicher 
Verkehrsmittel) und von der Fahrberechtigung mitumfasst sind oder gegen einen geringen Aufpreis 
genutzt werden dürfen, gehören sie zum begünstigten Personennahverkehr. 
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Tipp: Die Steuerbefreiung für Fahrten im Personennahverkehr gilt für alle Arbeitnehmer oder Leih-
arbeitnehmer. Denn die Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs ist unabhängig von 
der Art der Fahrten begünstigt, also auch bei Privatfahrten des Arbeitnehmers. 

 
Prognoserechnung 
 
Nutzt der Arbeitnehmer die Fahrberechtigung für den Personenfernverkehr auch für Dienstreisen oder 
die wöchentliche Familienheimfahrt bei einer doppelten Haushaltsführung, kann die Kostenerstattung 
nach Dienstreisegrundsätzen bzw. den Grundsätzen für eine doppelte Haushaltsführung steuerfrei 
bleiben.  
 
Tipp: Diese Steuerbefreiung hat Vorrang vor § 3 Nr. 15 EStG. In diesem Fall kann der Arbeitgeber 

durch eine Prognoseberechnung prüfen, ob die Fahrberechtigung bereits bei Hingabe insge-
samt steuerfrei belassen werden kann. 

 
Beispiel Vollamortisation 
 
Ein Arbeitgeber (AG) überlässt seinem Arbeitnehmer (AN) eine Bahncard 100, die er für € 4.400,00 
erworben hat. Nach der Prognose des AG betragen die ersparten Kosten der Einzelfahrscheine für 
Dienstreisen im Gültigkeitszeitraum € 3.000,00. Der reguläre Preis der Jahresfahrkarte für die Strecke 
Wohnung/Tätigkeitsstätte hätte € 1.600,00 betragen. Tatsächlich ergeben sich für Dienstreisen des 
AN aus unvorhersehbaren Gründen nur ersparte Kosten der Einzelfahrscheine von € 2.500,00. 
 
Nach der Prognose übersteigen die ersparten Kosten für die Einzelfahrscheine zusammen mit dem 
regulären Verkaufspreis einer Fahrberechtigung für die Strecke Wohnung / Tätigkeitsstätte die Kosten 
der Bahncard. Diese ist daher in Höhe von € 3.000,00 steuerfreier Reisekostenersatz. Der ver-
bleibende Betrag (€ 1.400,00) ist eine steuerfreie Arbeitgeberleistung nach § 3 Nr. 15 EStG. Auf den 
Umfang der tatsächlichen Nutzung sowie die private Nutzungsmöglichkeit kommt es nicht an. Dass 
die prognostizierte Vollamortisation tatsächlich nicht eingetreten ist, ist unerheblich. 
 
Beispiel Teilamortisation 
 
Ausgangssituation wie im Beispiel Vollamortisation mit dem Unterschied, dass die ersparten Kosten 
der Einzelfahrscheine für Dienstreisen nach der Prognose € 2.500,00 betragen. Tatsächlich ergeben 
sich ersparte Kosten von € 4.000,00. 
 
Die ersparten Kosten für Einzelfahrscheine erreichen auch zusammen mit dem regulären Verkaufs-
preis einer Fahrberechtigung für die Strecke Wohnung / Tätigkeitsstätte nicht die Kosten der Bahncard 
(prognostizierte Teilamortisation). Die Bahncard kann daher zunächst nur insoweit steuerfrei belassen 
werden, als die Voraussetzungen für eine Steuerfreistellung nach § 3 Nr. 15 EStG vorliegen 
(€ 1.600,00). 
 
AG kann den Arbeitslohn in Höhe der durch die tatsächliche Nutzung der Bahncard für Dienstreisen 
ersparten Kosten der Einzelfahrscheine monatsweise oder auch am Ende des Gültigkeitszeitraums 
mindern (mittels Verrechnung mit dem dann feststehenden Reisekostenerstattungsanspruch). Danach 
ergibt sich noch eine steuerfreie Reisekostenerstattung von € 2.800,00, neben den bereits steuerfrei 
belassenen Leistungen nach § 3 Nr. 15 EStG. 
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Tipp: Führt der Arbeitgeber keine Amortisationsprognose durch, stellt die Überlassung der Fahr-
berechtigung zunächst in voller Höhe steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Erst am Jahresende 
darf dann eine Korrektur erfolgen. 

 
Entfernungspauschale und Aufzeichnungspflichten 
 
Die nach § 3 Nr. 15 EStG steuerfreien Arbeitgeberleistungen mindern die bei der Einkommensteuer-
veranlagung abziehbare Entfernungspauschale (maximal bis auf € 0,00). Auch hierzu regelt die 
Finanzverwaltung mehrere Details.  
 
Tipp: Der Gesetzgeber will mit dem Jahressteuergesetz 2019 nachbessern: Künftig soll die Aus-

gabe eines Jobtickets mit 25 % durch den Arbeitgeber pauschal versteuert werden können. 
Dafür soll die Anrechnung auf die Entfernungspauschale entfallen. 

 
Der Arbeitgeber muss die steuerfreien Arbeitgeberleistungen im Lohnkonto aufzeichnen und in der 
Lohnsteuerbescheinigung bescheinigen. 
 
 
Körperschaftsteuer . Verdeckte Gewinnausschüttung: Pensionszahlungen und 
Geschäftsführervergütung 
 
Bei einer verdeckten Gewinnausschüttung handelt es sich – vereinfacht – um Vermögensvorteile, die 
dem Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft außerhalb der gesellschaftsrechtlichen Gewinnverteilung 
gewährt werden. Eine verdeckte Gewinnausschüttung darf den Gewinn der Gesellschaft nicht 
mindern. 
 
Das Finanzgericht Münster hat am 25. Juli 2019 entschieden, dass Pensionszahlungen an einen 
beherrschenden Gesellschafter, der daneben als Geschäftsführer tätig ist und hierfür ein Gehalt 
bezieht, nicht zwingend eine verdeckte Gewinnausschüttung darstellen.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Der Alleingesellschafter einer GmbH war bis zum Jahr 2010 als deren Geschäftsführer bestellt. Nach 
seiner Abberufung aus Altersgründen erhielt der Alleingesellschafter auf der Grundlage einer 
Pensionszusage von der GmbH monatliche Pensionszahlungen. In 2011 wurde der Alleingesell-
schafter dann erneut zum Geschäftsführer bestellt. Als Vergütung erhielt er monatliche Zahlungen, die 
weniger als 10 % seiner früheren Geschäftsführervergütung betrugen. Die Pension zahlte die GmbH 
weiter.  
 
Das Finanzamt war der Ansicht, dass die Pensionszahlungen als verdeckte Gewinnausschüttung zu 
qualifizieren seien. Begründung: Wenn in einer Pensionszusage für den Eintritt des Versorgungsfalls 
auch das Ausscheiden aus den Diensten der Gesellschaft festgelegt ist, liege in Pensionszahlungen 
trotz Anstellung als Geschäftsführer eine verdeckte Gewinnausschüttung. 
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Demgegenüber machte die GmbH geltend, dass die Wiedereinstellung ihres Gesellschafters als 
Geschäftsführer aus betrieblichen Gründen erfolgt sei. Die Tätigkeit seiner Nachfolgerin habe zu Kon-
flikten mit den Auftraggebern geführt. Es habe die Gefahr des Verlustes von Aufträgen bestanden. 
Zudem sei ein neues Beschäftigungsverhältnis begründet und nicht das bisherige Anstellungsver-
hältnis weitergeführt worden. Die spätere Wiedereinstellung könne nicht zu einer Schädlichkeit der 
Pensionszahlung im Sinne einer verdeckten Gewinnausschüttung führen. 
 
Das Finanzgericht Münster hat im Streitfall keine verdeckte Gewinnausschüttung angenommen, 
obwohl der BFH die Auffassung vertritt, dass der eigentliche Zweck einer Pensionszusage verfehlt 
wird, wenn bei fortbestehender entgeltlicher Geschäftsführeranstellung Altersbezüge geleistet würden. 
Angesichts des Zwecks der Alterssicherung würde ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäfts-
führer einer Kapitalgesellschaft entweder verlangen, dass  
 

Ø das Gehalt aus der fortbestehenden Tätigkeit als Geschäftsführer auf die Versorgungsbezüge 
angerechnet wird oder 

Ø der vereinbarte Eintritt des Versorgungsfalls bis zur Beendigung der Geschäftsführungs-
tätigkeit aufgeschoben wird. 

 
Das Finanzgericht Münster begründete seine Sichtweise insbesondere mit den Besonderheiten des 
Sachverhalts: Bei Beginn der Pensionszahlung war die Wiedereinstellung des Alleingesellschafters 
noch nicht beabsichtigt gewesen. Die erneute Geschäftsführertätigkeit erfolgte allein im Interesse der 
GmbH. Zudem hatte das neue Geschäftsführergehalt letztlich nur Anerkennungscharakter, da Gehalt 
und Pension in der Summe nur ca. 26 % der vorherigen Gesamtbezüge betrugen. Auch fremde Dritte 
hätten eine Anstellung zu einem geringen Gehalt zusätzlich zur Zahlung der Pensionsbezüge verein-
bart. 
 
Tipp: Mit dieser Entscheidung will sich das Finanzamt aber nicht zufriedengeben und hat Revision 

eingelegt. Bis zu einer finalen Entscheidung durch den BFH sollten vergleichbare Fälle 
offengehalten werden.  

 
 
Erbschaftsteuer . Steuerbefreiung für Familienheime wird nur für eine Wohnung 
gewährt 
 
Die vom Erblasser vorher selbst genutzte Wohnimmobilie kann steuerfrei vererbt werden, wenn das 
Familienheim vom Ehegatten bzw. eingetragenen Lebenspartner weitere zehn Jahre lang bewohnt 
wird. Erben Kinder oder Enkel (verstorbener Kinder), ist darüber hinaus zu beachten, dass die Steuer-
befreiung auf eine Wohnfläche von 200 qm begrenzt ist. Wird die Grenze überschritten, unterliegt der 
übersteigende Teil der Erbschaftsteuer. 
 
Haben die Erblasserin und der Alleinerbe zwei Wohnungen gemeinsam genutzt und nutzt der Erbe 
beide Wohnungen nach dem Tod der Erblasserin unverändert weiter, kann die Erbschaftsteuerbe-
freiung nur für eine Wohnung gewährt werden. Dies hat das Finanzgericht Köln mit seiner Ent-
scheidung vom 30. Januar 2019 klargestellt.  
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Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Sohn (S) hatte von seiner Mutter (M) in 2015 u. a. einen hälftigen Miteigentumsanteil an einem 
Mehrfamilienhaus (490 qm Wohnfläche) geerbt, in dem M bis zu ihrem Tode zwei Wohnungen für sich 
und den S innehatte. Beide Wohnungen (Erdgeschoss: 115 qm; Obergeschoss: 125 qm) waren nur 
über das gemeinschaftliche Treppenhaus, welches auch von den übrigen Mietern genutzt wird, 
erreichbar. 
 
Beide Wohnungen wurden von M und S gemeinsam genutzt. Nach dem Tod der M hielt S an der 
räumlichen Aufteilung und Nutzungsweise beider Wohnungen unverändert fest. 
 
Das Finanzamt gewährte die Erbschaftsteuerbefreiung nur für die Wohnung im Obergeschoss, da das 
Gesetz die Befreiung nur für „eine“ Wohnung vorsehe. S hingegen begehrte die Steuerbefreiung für 
beide Wohnungen, jedoch begrenzt auf 200 qm. Nach seiner Ansicht stelle das Wort „eine” nur einen 
unbestimmten Artikel dar; maßgeblich sei allein die Beschränkung der Fläche. 
 
Das Finanzgericht Köln schloss sich der Meinung des Finanzamts an. Der Wortlaut der Vorschrift 
spricht klar und ausdrücklich nur von der Steuerfreistellung für „eine Wohnung”, die der Erblasser zu 
eigenen Wohnzwecken genutzt hat. Entgegen der Ansicht des S ändert daran auch die anschließende 
Begrenzung auf 200 qm nichts, da der Wortlaut insoweit ebenfalls eindeutig ist („soweit die Wohn-
fläche der Wohnung 200 qm nicht übersteigt“). 
 
Statuiert wird demzufolge eine gestufte Prüfung, bei der auf der ersten Ebene nur eine singuläre 
Wohnung steuerbefreit ist. Auf der zweiten Ebene ist dann zu prüfen, ob diese Wohnung 200 qm nicht 
übersteigt. 
 
 
Arbeitsrecht . Auch ohne Zeitung – Vergütungspflicht für Zeitungszusteller an 
Feiertagen 
 
BAG, Urteil vom 16.10.2019, Az.: 5 AZR 352/18 
 
Nach einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts besteht für Zeitungszusteller ein Anspruch auf Entgelt-
zahlung auch an Feiertagen. Eine arbeitsvertragliche Regelung, nach der ein Zeitungszusteller einer-
seits Zeitungsabonnenten täglich von Montag bis Samstag zu beliefern hat, andererseits Arbeitstage 
des Zustellers lediglich solche Tage sind, an denen Zeitungen im Zustellgebiet erscheinen, verstoße 
gegen den Grundsatz der Unabdingbarkeit des gesetzlichen Anspruchs auf Entgeltzahlung an 
Feiertagen. 
 
Geklagt hatte ein Zeitungszusteller, welcher bei dem Beklagten Zeitungsverlag als solcher beschäftigt 
ist. Laut Arbeitsvertrag war er zur Belieferung von Abonnenten von Montag bis einschließlich Samstag 
verpflichtet. Nach der getroffenen Vereinbarung sollten Arbeitstage alle Tage anzusehen sein, an 
denen Zeitungen im Zustellgebiet erscheinen. Fiel ein gesetzlicher Feiertag auf einen Werktag, an 
dem keine Zeitungen im Zustellgebiet erscheinen, erhielt der Kläger keine Vergütung. Dies wollte der 
Kläger so nicht hinnehmen, da er schließlich keinen Einfluss darauf habe, auf welche Wochentage die 
Feiertage fallen. 
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Mit seiner Klage verlangte der Kläger daher für fünf Feiertage im April und Mai 2015 (Karfreitag, 
Ostermontag, Tag der Arbeit, Christi Himmelfahrt und Pfingstmontag), an denen er nicht beschäftigt 
wurde, Vergütung von insgesamt € 241,14 brutto. Die Arbeit sei allein wegen der Feiertage aus-
gefallen, weshalb die gesetzlichen Voraussetzungen für den Entgeltzahlungsanspruch vorlägen. 
 
Diese Ansicht wurde vom Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht geteilt, wo der Klage stattgegeben 
wurde. Das Bundesarbeitsgericht stimmte in der von dem Zeitungsverlag eingelegten Revision im 
Grundsatz den Vorinstanzen zu. Das Berufungsurteil unterlag gleichwohl der Aufhebung, weil das 
Berufungsgericht die Höhe des fortzuzahlenden Entgelts fehlerhaft berechnet hatte. Insoweit führte 
die Revision der Beklagten zur Zurückverweisung der Sache an das Landesarbeitsgericht. 
 
In der Sache stellte das BAG klar, dass gemäß dem Entgeltfortzahlungsgesetz der Arbeitgeber für 
Arbeitszeit, die infolge eines gesetzlichen Feiertags ausfällt, das Arbeitsentgelt zu zahlen habe, dass 
der Arbeitnehmer ohne den Arbeitsausfall erhalten hätte. Danach hätten die Vorinstanzen zutreffend 
erkannt, so das höchste deutsche Arbeitsgericht, dass der Kläger dem Grunde nach ein Anspruch auf 
die begehrte Feiertagsvergütung zustehe. Die Beschäftigung des Klägers sei an den gegenständ-
lichen Feiertagen einzig und allein deshalb unterblieben, weil Arbeitsbereich des Klägers die üblicher-
weise von ihm zuzustellenden Zeitungen nicht erschienen sind, so die Richter weiter. Die im Arbeits-
vertrag enthaltene Vereinbarung zur Festlegung vergütungspflichtiger Arbeitstage sei deshalb, soweit 
sie darauf zielt, Feiertage aus der Vergütungspflicht auszunehmen, wegen der Unabdingbarkeit des 
gesetzlichen Entgeltzahlungsanspruchs unwirksam. 
 
 
Internetrecht . Gewinnspiel – Werbung mit „Traumschiffkapitän“ unzulässig 
 
OLG Köln, Urteil vom 10.10.2019, Az.: 15 U 39/19 
 
Nach einem Urteil des OLG Köln durfte die Zeitung „Bild am Sonntag" nicht das Bild des ehemaligen 
„Traumschiffkapitäns" verwenden, um auf die Aktion „Urlaubslotto“ hinzuweisen.  
 
Die Zeitung hatte ihre Leser aufgefordert, über kostenpflichtige Telefonnummern an einem Gewinn-
spiel teilzunehmen. Unter den Teilnehmern sollten Karten für eine Kreuzfahrt verlost werden.  
 
Bebildert wurde das Gewinnspiel in der Zeitung mit drei Schauspielern in Schiffsuniformen aus der 
Serie „Das Traumschiff", unter anderem mit dem ehemaligem „Traumschiffkapitän". Außerdem wurde 
es unter anderem mit dem Hinweis versehen, die Abgebildeten werde man auf der Kreuzfahrt „zwar 
nicht treffen, aber wie auf dem echten TV-Traumschiff schippern Sie zu den schönsten Buchten und 
den spannendsten Städten". Eine Einwilligung in die Nutzung des Bildes hatte der „Kapitän“ nicht 
erteilt, sodass bereits das Landgericht Köln befand, dass die Bebilderung unzulässig war. 
 
Die Zeitung ging in die Berufung, hatte damit jedoch keinen Erfolg. Das OLG bestätigte die Ent-
scheidung der Vorinstanz im Kern. Im Rahmen der gebotenen Einzelfallabwägung stellte das OLG 
fest, dass das Bild gerade auch zu kommerziell-werblichen Zwecken genutzt worden sei. Ein Gewinn-
spiel sei zwar im Grundsatz noch der redaktionellen Tätigkeit eines Presseorgans zuzuordnen. 
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Im konkreten Fall habe das Bild aber kaum echten Nachrichtenwert gehabt und es habe die werbliche 
Nutzung im Vordergrund gestanden. Die Beliebtheit des Klägers als „Traumschiffkapitän“ habe als 
„Garant" für eine Traumreise ersichtlich auch auf den Hauptgewinn abfärben sollen. Außerdem sei mit 
dem Bild des Klägers die Aufmerksamkeit der Leser auf die kostenpflichtigen Mehrwertdienst-
nummern gelenkt worden, mit denen eine gewisse Refinanzierung des Gewinnspiels erfolgt sei, so die 
Richter. 
 
Auch der Argumentation der beklagten Zeitung, es habe sich lediglich um ein „Symbolfoto" für die 
ausgelobte Traumreise gehandelt, folgten die Richter nicht. Denn mit so einer Begründung könne 
auch das Abbild eines Fußballspielers als „Symbolbild" für jedes Gewinnspiel verwendet werden, bei 
dem es Karten für ein Fußballspiel zu gewinnen gebe, an dem der Abgebildete selbst dann jedoch 
nicht teilnehmen müsse. Ein derart weites Verständnis eines Symbolbildes wäre nach Ansicht des 
OLG geeignet, das Recht am eigenen Bild Prominenter weitgehend auszuhöhlen. 
 
Die Veröffentlichung des Bildes sei daher unzulässig gewesen und die Beklagte sei im Grundsatz 
verpflichtet, dem Kläger den Betrag zu zahlen, der der üblichen Lizenz für solche Fotos entsprechen 
würde. Zur Vorbereitung dieses Anspruchs habe die Beklagte dem Kläger Auskunft über die 
Druckauflage am Erscheinungstag zu erteilen. Die Reise ist jedoch noch nicht zu Ende. Das OLG hat 
die Revision zugelassen. 
 
 
Wettbewerbsrecht . In Rauch aufgelöst – E-Zigarettenfirma muss Slogan „Genuss 
ohne Reue“ streichen 
 
LG Essen, Urteil vom 25.10.2019, Az.: 41 O 13/19 
 
Nach einem Urteil des Essener Landgerichts darf der E-Zigarettenhersteller „Niko Liquids“ seine 
Produkte nicht mehr mit dem Slogan „Genuss ohne Reue“ bewerben. 
 
Geklagt hatte die Wettbewerbszentrale. Nach deren Ansicht handelte es sich bei der Werbeaussage 
um eine gesundheitsbezogene Angabe, die in der Werbung grundsätzlich verboten sei, zudem werde 
dem Verbraucher suggeriert, dass die Kapseln mit Flüssigkeiten (Liquids) völlig unschädlich seien. 
Dem pflichteten die Richter bei und gaben der Klage auf Unterlassung statt. 
 
Zudem dürfe nach dem Urteil des Gerichts der Hersteller seine Kapseln nicht als „apothekenreine 
Liquids" anpreisen. Denn, so die Richter, bereits nach dem Gesetz müssen Liquids ohnehin einen 
bestimmten Reinheitsgrad vorweisen. Bei der Aussage handele es sich somit um eine Selbst-
verständlichkeit und Werbung mit Selbstverständlichkeiten sei ohnehin nicht erlaubt. Das Urteil ist 
noch nicht rechtskräftig, sodass sich der Rauch eventuell noch nicht ganz verzogen hat. 
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